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Gesetz zur Änderung der Verfassung 
des Landes Baden-Württemberg

Vom 1. Dezember 2015

Der Landtag hat am 25. November 2015 unter Beach-
tung des Artikels 64 Absatz 2 der Verfassung das fol
gende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung der Verfassung  
des Landes Baden-Württemberg

Die Verfassung des Landes Baden-Württemberg vom  
11. November 1953 (GBl. S. 173), die zuletzt durch Ge-
setz vom 7. Februar 2011 (GBl. S. 46) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	�In Artikel 43 Absatz 2 werden die Wörter »einem 
Sechstel« durch die Wörter »zehn vom Hundert« er-
setzt. 

2.	Artikel 59 wird wie folgt gefasst:

	 »Artikel 59

	� (1) Gesetzesvorlagen werden von der Regierung, von 
Abgeordneten oder vom Volk durch Volksantrag oder 
Volksbegehren eingebracht.

	� (2) Das Volk kann die Befassung des Landtags mit Ge-
genständen der politischen Willensbildung im Zustän-
digkeitsbereich des Landtags, auch mit einem ausgear-
beiteten und mit Gründen versehenen Gesetzentwurf, 
beantragen. Der Landtag hat sich mit dem Volksantrag 
zu befassen, wenn dieser von mindestens 0,5 vom 
Hundert der Wahlberechtigten gestellt wird. Die Auf-
lösung des Landtags bestimmt sich nach Artikel 43.

	� (3) Dem Volksbegehren muss ein ausgearbeiteter und 
mit Gründen versehener Gesetzentwurf zugrunde lie-
gen. Gegenstand des Volksbegehrens kann auch ein 
als Volksantrag nach Absatz 2 Satz 2 eingebrachter 
Gesetzentwurf sein, dem der Landtag nicht unver
ändert zugestimmt hat. Über Abgabengesetze, Besol-
dungsgesetze und das Staatshaushaltsgesetz findet 
kein Volksbegehren statt. Das Volksbegehren ist zu-
stande gekommen, wenn es von mindestens zehn vom 
Hundert der Wahlberechtigten gestellt wird. Das 
Volksbegehren ist von der Regierung mit ihrer Stel-
lungnahme unverzüglich dem Landtag zu unterbrei-
ten.

	� (4) Die Gesetze werden vom Landtag oder durch 
Volksabstimmung beschlossen.

	 (5) Das Nähere bestimmt ein Gesetz.«

3.	�In Artikel 60 Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter »ein 
Drittel« durch die Wörter »zwanzig vom Hundert« 
und das Wort »zustimmt« durch das Wort »zustim-
men« ersetzt.

4.	Artikel 67 Absatz 3 wird aufgehoben.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 1. Dezember 2015

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Untersteller	 Stoch

	 Bonde	 Stickelberger

	 Bauer	 Hermann

	 Altpeter	 Dr. Splett
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